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Titel:

Keine Anerkennung einer Unfallfolge als Dienstunfall nach Ablauf der 10jährigen 
Ausschlussfrist

Normenketten:
VwGO § 113 Abs. 5 S. 1
BayBeamtVG Art. 47

Leitsatz:
Einer im Jahr 2018 begehrten Anerkennung einer Arthrose im Bereich des linken oberen Sprunggelenks als 
Spätfolge eines im März 2002 stattgefundenen Dienstunfalls steht die 10jährige gesetzliche  Ausschlussfrist 
entgegen; dies ist auch sachgerecht, da nach Ablauf von zehn Jahren Auseinandersetzungen über den 
Geschehensablauf und den Kausalzusammenhang eines Körperschadens vermieden werden sollen 
(ebenso BVerwG BeckRS 2002, 21986). (Rn. 26) (redaktioneller Leitsatz)

Schlagworte:
Wahrung der Ausschlussfrist des Art. 47 Abs. 2 BayBeamtVG (verneint), Polizeimeister, Dienstunfall, 
Unfallfolge, Schießstand, Spätfolge, Arthrose, Geltendmachung von Spätfolgen, Ablauf der Zehnjahresfrist

Fundstelle:
BeckRS 2020, 1763

 

Tenor

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.

Das Urteil ist insoweit vorläufig vollstreckbar.

3. Der Kläger kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe der festgesetzten 
Kosten abwenden, wenn nicht der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Tatbestand

1
Der Kläger begehrt die Anerkennung einer Arthrose als weitere Folge eines Dienstunfalls vom 11. März 
2002.

2
Der Kläger stand als Beamter im Dienste des Beklagten. Er war als Polizeimeister (Besoldungsgruppe A 7) 
bei der … Bereitschaftspolizeiabteilung in … als Polizist tätig. Nach dem 11. März 2002 sei der Kläger nicht 
mehr im Polizeidienst tätig gewesen.

3
Der Kläger reichte über seinen Dienstvorgesetzten bei dem Beklagten ein auf den 16. April 2002 datiertes 
Formular „Dienstunfalluntersuchung nach § 45 BeamtVG“ ein. Als Unfallereignis am 11. März 2002 gegen 
11:30 Uhr gab der Kläger an:

„Laut Dienstplan war Schießen unter Belastung am Schießstand der … BPA angeordnet. Deswegen sollten 
wir vor dem Schießen erst eine Runde (400 m) auf der Aschenbahn laufen. Ich war gerade ca. 100 m 
unterwegs, als ein Hindernis auf der Aschenbahn stand (Rasenmäher). Um den Rasenmäher zu umgehen, 
lief ich auf den Rasen. Beim Verlassen des Rasens knickte ich plötzlich um (Steinumrandung zwischen 
Rasen und Aschenbahn) und zog mir dabei einen Bänderriss zu.“

4
Der medizinische Dienst der … Bereitschaftspolizeiabteilung stellte als Diagnose eine „Distorsion li. 
Sprunggelenk mit Außenbandruptur“ fest.



5
Mit Bescheid vom 2. Mai 2002 hat die Bezirksfinanzdirektion … den Unfall vom 11. März 2002 als 
Dienstunfall anerkannt. Als Dienstunfallfolge wurde festgestellt: „Distorsion linkes Sprunggelenk mit 
Außenbandruptur“.

6
Mit einem von der Bezirksfinanzdirektion … vorgefertigten und undatierten Rückantwortschreiben erklärte 
der Kläger, dass er aufgrund der Unfallverletzungen noch folgende Beschwerden habe: „starke 
Bewegungseinschränkungen am linken Fuß, starker Schmerz bei mittel- bis langer Belastung immer noch 
andauernde leichte Schwellung“. Ein voraussichtlicher Abschluss der Behandlung wurde nicht angegeben. 
Der Kläger trug an der entsprechenden Stelle des Rückantwortschreibens ein „?“ ein. Das 
Rückantwortschreiben trug keinen Eingangsstempel, jedoch wurde handschriftlich der Vermerk „6.11.“ 
angebracht.

7
Bis in das Jahr 2018 befindet sich in der Behördenakte diesbezüglich kein weiterer Schriftverkehr. Mit 
Schreiben vom 31. Juli 2018 teilte der Kläger mit, dass sich aus der Verletzung vom 11. März 2002 eine 
Arthrose im Bereich des linken OSG entwickelt habe. Es wurde daher die Anerkennung als Spätfolge des 
Dienstunfalls vom 11. März 2002 sowie Prüfung und Gewährung von Fürsorgemitteln beantragt.

8
Dem Schreiben war ein Attest vom 30. Juli 2018 der Gemeinschaftspraxis … … beigefügt, gemäß dem sich 
als Folge eines Supinationstraumas im Februar 2002 eine fortgeschrittene Arthrose des linken oberen 
Sprunggelenkes entwickelt habe.

9
Weiter war dem Schreiben ein Untersuchungsbefund des Instituts … in … beigefügt.

10
Mit Bescheid vom 17. Oktober 2018 wurde der Antrag vom 31. Juli 2018 abgelehnt. Zur Begründung wurde 
insbesondere ausgeführt, dass die Zweijahresfrist des Art. 47 Abs. 1 BayBeamtVG bzw. die Zehnjahresfrist 
des Art. 47 Abs. 2 BayBeamtVG abgelaufen sei.

11
Gemäß der Rechtsbehelfsbelehrung:des Bescheides könne Widerspruch beim Landesamt für …, 
Dienststelle …, eingelegt oder Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg erhoben werden.

12
Mit Schreiben vom 7. November 2018 ließ der Kläger durch seine anwaltliche Bevollmächtigte Klage (W 1 K 
18.1426) zum Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg erheben.

13
Mit Beschluss vom 28. November 2018 wurde der Rechtsstreit an das Bayerische Verwaltungsgericht 
Ansbach verwiesen. Mangels dienstlichen Wohnsitzes sei der private Wohnsitz des Klägers in … … 
maßgeblich.

14
Der Rechtsstreit wurde bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach unter dem Aktenzeichen AN 1 K 
18.02496 fortgeführt.

15
Mit Schreiben vom 10. September 2019 beantragte die anwaltliche Bevollmächtigte des Klägers:

1. Der zum Aktenzeichen … ergangene Bescheid vom 17. Oktober 2018 des Beklagten wird aufgehoben.

2. Der Beklagte wird verurteilt, die beim Kläger bestehende Arthrose im Bereich des linken OSG als weitere 
Folge des Dienstunfalls vom 11. März 2002 anzuerkennen.

16
Zur Begründung wurde ausgeführt, dass der Kläger zu keinem Zeitpunkt einen zwischenzeitlichen 
Abschluss des Vorganges gegenüber dem Beklagten kundgetan habe. Insbesondere habe der Kläger im 
Jahr 2002 ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Behandlung noch nicht abgeschlossen sei. Daher sei 



eine neuerliche Anzeige im Sinne des Art. 47 Abs. 2 BayBeamtVG nicht erforderlich gewesen. Der Antrag 
des Klägers stelle lediglich die Mitteilung veränderter Umstände im Rahmen des ursprünglich angezeigten 
Fürsorgefalls dar. Aus Attesten für den Zeitraum von 2002 bis 2018 gehe hervor, dass die geltend 
gemachten Spätfolgen ausschließlich mit dem Dienstunfall zusammenhingen.

17
Dem Schreiben waren mehrere ärztliche Atteste beigefügt (Bl. 38 ff. der Gerichtsakte), auf deren Inhalt 
Bezug genommen wird. Gemäß den Attesten hatte der Kläger seit dem Jahr 2002 Beschwerden im Bereich 
des linken OSG und war seitdem mehrmals in ärztlicher Behandlung. In einem Attest vom 12. Dezember 
2006 stellte das Universitätsklinikum … in … folgende Diagnose: „Arthrose unklarer Genese des linken 
OSG (BARGON I) bei Z. n. vorausgegangenen Distorsionstraumen“.

18
Mit Schreiben vom 4. Oktober 2019 trat der Beklagte dem entgegen und beantragte,

die Klage abzuweisen.

19
Die Zehnjahresfrist des Art. 47 Abs. 2 BeamtVG sei nicht gewahrt. Die Frist gelte auch für später 
auftretende Körperschäden (vgl. BVerwG, U.v. 28.2.2002 - 2 C 5/01).

20
Zudem sei die Unfallursächlichkeit der Arthrose nicht mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
nachgewiesen, worauf es wegen der Fristversäumnis jedoch nicht streitentscheidend ankäme.

21
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte und die 
beigezogenen Behördenakten verwiesen.

Entscheidungsgründe

22
Die zulässige Klage ist unbegründet.

23
Der Bescheid des Beklagten vom 17. Oktober 2018 ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen 
Rechten. Dieser hat keinen Anspruch auf Anerkennung einer Arthrose im Bereich des linken oberen 
Sprunggelenks als Dienstunfallfolge (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO), da die Ausschlussfristen des Art. 47 Abs. 
1 und Abs. 2 BayBeamtVG nicht gewahrt wurden.

24
Nach Art. 47 Abs. 1 Satz 1 BayBeamtVG sind Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche entstehen 
können, innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalles beim 
Dienstvorgesetzten des Verletzten zu melden.

25
Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfürsorge nur gewährt, wenn seit dem Unfall noch nicht zehn 
Jahre vergangen sind und glaubhaft gemacht wird, dass mit der Möglichkeit einer den Anspruch auf 
Unfallfürsorge begründenden Folge des Unfalles nicht habe gerechnet werden können oder dass der 
Berechtigte durch außerhalb seines Willens liegende Umstände gehindert worden ist, den Unfall zu melden 
(Art. 47 Abs. 2 Satz 1 BayBeamtVG). Die Meldung muss, nachdem mit der Möglichkeit einer den Anspruch 
auf Unfallfürsorge begründenden Folge des Unfalles gerechnet werden konnte oder das Hindernis für die 
Meldung weggefallen ist, innerhalb dreier Monate erfolgen (Art. 47 Abs. 2 Satz 2 BayBeamtVG).

26
Folgen eines Dienstunfalls, die erst später bemerkbar geworden sind, begründen deshalb keinen Anspruch 
des Beamten auf Dienstunfallfürsorge, wenn er sie nicht innerhalb von zehn Jahren seit dem Unfall und 
innerhalb von drei Monaten, nachdem die Unfallfolge bemerkbar geworden ist, dem Dienstherrn gemeldet 
hat (BVerwG, U.v. 28.2.2002 - 2 C 5.01 - juris Rn. 9). Nach dem ausdrücklichen Wortlaut beginnt sowohl die 
Ausschlussfrist nach Art. 47 Abs. 1 BayBeamtVG als auch die Ausschlussfrist nach Art. 47 Abs. 2 
BayBeamtVG mit dem Eintritt des Unfalls; dies gilt auch dann, wenn der Beamte vor Ablauf der 



Ausschlussfrist den Zusammenhang des Körperschadens mit dem Unfallereignis nicht erkannt hat und auch 
nicht erkennen konnte (BVerwG, U.v. 28.2.2002 a.a.O. Rn. 17). Nach Art. 47 Abs. 2 BayBeamtVG sind 
deshalb Leistungen der Unfallfürsorge ausgeschlossen, die für einen Körperschaden verlangt werden, der 
auf einem mehr als zehn Jahre zurückliegenden Ereignis beruht. Das ist nicht nur der Fall, wenn nach 
Ablauf der Zehnjahresfrist das Dienstunfallgeschehen erstmals als solches gemeldet wird, sondern auch 
dann, wenn ein (weiterer) Körperschaden aufgrund eines solchen Ereignisses gemeldet wird, da nach 
Ablauf von zehn Jahren Auseinandersetzungen über den Geschehensablauf und den 
Kausalzusammenhang eines Körperschadens vermieden werden sollen (BVerwG, U.v. 28.2.2002 a.a.O. 
Rn. 18). Eine Anerkennung ist daher auch dann ausgeschlossen, wenn der Beamte Fürsorgeansprüche aus 
einem Körperschaden auf ein Unfallgeschehen zurückführt, das er zwar fristgerecht gemeldet hat und das 
als Dienstunfall anerkannt worden ist, das aber im Zeitpunkt der Meldung bereits mehr als zehn Jahre 
zurückliegt (BayVGH, B.v. 21.11.2016 - 3 ZB 13.573 - juris Rn. 5).

27
Der Kläger meldete das Unfallereignis vom 11. März 2002 mit Formular vom 16. April 2002. Die Meldung 
erfolgte innerhalb der zweijährigen Ausschlussfrist des Art. 47 Abs. 1 Satz 1 BayBeamtVG.

28
Demgegenüber erfolgte die von dem Kläger begehrte Anerkennung einer Arthrose im Bereich des linken 
oberen Sprunggelenks als Spätfolge des Dienstunfalls vom 11. März 2002 mit Schreiben vom 31. Juli 2018 
nicht fristgemäß.

29
Bereits mit dem als Anlage K3 vorgelegten Attest des Universitätsklinikums … in … vom 12. Dezember 
2006, erhielt der Kläger die Diagnose einer Arthrose im linken oberen Sprunggelenk. Gleichwohl hat der 
Kläger dies gegenüber dem Beklagten nicht innerhalb der Frist von drei Monaten des Art. 47 Abs. 2 Satz 2 
BayBeamtVG gemeldet. Die Geltendmachung von Spätfolgen mit Schreiben vom 31. Juli 2018 war daher 
bereits deshalb deutlich verfristet.

30
Einer von dem Kläger begehrten Anerkennung einer Arthrose als Spätfolge des Dienstunfalls vom 11. März 
2002 steht jedenfalls die zehnjährige Ausschlussfrist des Art. 47 Abs. 2 Satz 1 BayBeamtVG entgegen, da 
die Meldepflicht nach Art. 47 Abs. 2 BayBeamtVG sich auch auf zunächst nicht bemerkbare Unfallfolgen 
bezieht (BayVGH, B.v. 3.12.2018 - 3 ZB 16.732 - juris Rn. 10).

31
Der Kläger machte diese Spätfolge erst mit Schreiben vom 31. Juli 2018 geltend. Zu diesem Zeitpunkt war 
jedoch die Zehnjahresfrist des Art. 47 Abs. 2 Satz 1 BayBeamtVG längst abgelaufen, da eine Meldung 
spätestens zum Montag, 12. März 2012 (§§ 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 1. Halbs. i.V.m. § 193 BGB; BayVGH, 
B.v. 19.2.2018 - 3 ZB 16.693 - juris Rn. 8) erfolgen hätte müssen (vgl. auch BayVGH, B.v. 20.3.2017 - 3 ZB 
14.1449 - juris Rn. 7).

32
Auch die von dem Kläger im Jahr 2002 undatiert zurückübersandte Rückantwort (Bl. 14 der Behördenakte) 
vermag hieran nichts zu ändern. Der Kläger hat damals lediglich angegeben, dass er starke 
Bewegungseinschränkungen am linken Fuß, starke Schmerzen bei mittel- bis langer Belastung und eine 
immer noch andauernde leichte Schwellung habe. Einen voraussichtlichen Abschluss der Behandlung 
konnte der Kläger nicht angeben. Eine Arthrose wurde jedoch nicht erwähnt.

33
Bei den erst mit Antrag vom 31. Juli 2018 geltend gemachten weiteren Beschwerden (Arthrose im linken 
oberen Sprunggelenk) handelt es sich um eine eigenständige Diagnose und damit um ein eigenes 
Krankheitsbild, das von der Dienstunfallmeldung 2002 bzw. dem Rückantwortschreiben nicht umfasst war 
(BVerwG, U.v. 28.2.2002 a.a.O. Rn. 9). Zudem hat es der Kläger unterlassen, seine weitere Behandlung 
durch Vorlage von Attesten gegenüber dem Beklagten nachzuweisen, weshalb von dessen Seite auch 
keine Pflicht zur Vornahme weiterer Ermittlungen oder Untersuchungen bestand.

34
Die Klage war daher abzuweisen.



35
Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 154 Abs. 1 VwGO, die Entscheidung über die vor-läufige 
Vollstreckbarkeit aus § 167 Abs. 1 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 11, 711 ZPO.

36
Die Berufung war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des § 124a Abs. 1 VwGO nicht vorliegen.


